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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss)  

zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Roman Johannes Reusch, Jens Maier, 
Tobias Matthias Peterka, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
– Drucksache 19/30412 – 

Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Zusammenarbeit 
des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und 
über das Bundesamt für Verfassungsschutz – Bundesverfassungsschutzgesetz – 

A. Problem 
Nach Auffassung des Bundesamtes für Verfassungsschutz geht von dschihadisti-
schen Familien in Deutschland ein „nicht unerhebliches Gefährdungspotenzial“ 
aus. Dies gilt auch für Familien, die nicht in Kampfgebiete in Syrien und Irak 
gereist sind. Das Bundesamt für Verfassungsschutz geht von einer „niedrigen 
dreistelligen Zahl“ solcher Familien aus – mit mehreren hundert Kindern. Aus der 
Analyse des Bundesamtes für Verfassungsschutz geht hervor, dass diese Kinder 
„von Geburt an mit einem extremistischen Weltbild erzogen werden, welches Ge-
walt an anderen legitimiert und alle nicht zur eigenen Gruppe Gehörigen herab-
setzt“. Die Radikalisierung der Minderjährigen setzt demzufolge deutlich früher 
ein, also schon vor dem 14. Lebensjahr, ein (https://www.morgenpost.de/poli-
tik/article215017953/Verfassungsschutz-warnt-vor-Kindern-islamistischer-Fa-
milien.html).  

Zu dieser Einschätzung ist auch eine Gruppe von Experten um den ehemaligen 
Bundestagsabgeordneten Wolfgang Bosbach gekommen. Sie hat der Landesre-
gierung von Nordrhein-Westfalen einen entsprechenden Bericht vorgelegt 
(https://www.dpolg-nrw.de/aktuelles/news/abschlussbericht-der-bosbach-kom-
mission/). 

Nach der derzeit geltenden Fassung des § 11 Absatz 1 des Bundesverfassungs-
schutzgesetzes (BVerfSchG) darf das Bundesamt für Verfassungsschutz Daten 
über Minderjährige in zu ihrer Person geführten Akten vor Vollendung des 14. 
Lebensjahres nur speichern, verändern und nutzen, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass der Minderjährige eine der in § 3 Absatz 1 des Artikel 
10-Gesetzes genannten Straftaten plant, begeht oder begangen hat. Das hat zur 
Folge, dass Erkenntnisse über dschihadistische Gefährder, die unter vierzehn 
Jahre alt sind, nur durch Zufall, wenn überhaupt, im Vorfeld der Begehung einer 
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Straftat vom Bundesamt für Verfassungsschutz ermittelt werden. Diese gesetzli-
che Regelung könnte dazu führen, dass das durch diese dschihadistisch soziali-
sierten Minderjährigen bereits vorhandene Gefährdungspotenzial sich in entspre-
chenden schweren Gewalttaten gegen die Bevölkerung realisiert. Dies ist bereits 
Ende 2016 geschehen, als ein Zwölfjähriger einen Sprengstoffanschlag unternom-
men hat. Dem Problem der „Kindersoldaten des Dschihads“ muss mit entspre-
chenden gesetzlichen Änderungen begegnet werden. 

B. Lösung 
Ablehnung des Gesetzentwurfs mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, 
SPD, FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktion der AfD. 

C. Alternativen 
Annahme des Gesetzentwurfs. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Keiner. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Keiner. 

F. Weitere Kosten 
Bei Annahme der Vorlage: Soweit durch den Wegfall der Mindestaltersgrenzen 
für die Speicherung, Verarbeitung und Nutzung von Daten über Minderjährige 
die Zahl der Personen, die vom Bundesamt für Verfassungsschutz beobachtet 
werden, steigt, kann dies im Rahmen der vorhandenen Ressourcen bewältigt wer-
den. Eine Erhöhung der Personal- oder Sachmittel ist nicht zu erwarten. 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 

juris Lex QS
01062024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/31060 
 
 
Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/30412 abzulehnen. 

Berlin, den 23. Juni 2021 

Der Ausschuss für Inneres und Heimat 

Andrea Lindholz 
Vorsitzende 

 
 

 
 

Michael Brand (Fulda) 
Berichterstatter 

Uli Grötsch 
Berichterstatter 

Dr. Christian Wirth 
Berichterstatter 

Benjamin Strasser 
Berichterstatter 

Dr. André Hahn 
Berichterstatter 

Dr. Konstantin von Notz 
Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Michael Brand (Fulda), Uli Grötsch, Dr. Christian Wirth, 
Benjamin Strasser, Dr. André Hahn und Dr. Konstantin von Notz 

I. Überweisung 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 19/30412 wurde in der 233. Sitzung des Deutschen Bundestages am 10. 
Juni 2021 an den Ausschuss für Inneres und Heimat federführend sowie an den Ausschuss für Recht und Ver-
braucherschutz zur Mitberatung überwiesen.  

II. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat in seiner 162. Sitzung am 23. Juni 2021 mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion der AfD die Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/30412 empfohlen.  

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/30412 in seiner 150. Sitzung 
am 23. Juni 2021 abschließend beraten und empfiehlt die Ablehnung des Gesetzentwurfs mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tion der AfD.  

Berlin, den 23. Juni 2021 

Michael Brand (Fulda) 
Berichterstatter 

Uli Grötsch 
Berichterstatter 

Dr. Christian Wirth 
Berichterstatter 

Benjamin Strasser 
Berichterstatter 

Dr. André Hahn 
Berichterstatter 

Dr. Konstantin von Notz 
Berichterstatter 
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